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Der ADAC e.V. ist ein nicht-wirtschaftlicher Verein, der seine vorrangige Aufgabe in der Förderung 
und Aufrechterhaltung der Mobilität seiner Mitglieder sieht. Hilfe, Rat und Schutz nach Panne, Un-
fall und Krankheit beschreiben den Kern der Tätigkeiten. Ein hohes Engagement zeigt der ADAC für 
die Verkehrssicherheit sowie die Verkehrserziehung. Unabhängige Verbraucherschutztests dienen 
der Aufklärung der Mitglieder und tragen u. a. zu Fortschritten bei der Fahrzeugsicherheit, beim 
Umwelt- und Klimaschutz bei. Der ADAC ist ein anerkannter Verbraucherverband. Die Beratungs-
leistung für Mitglieder umfasst juristische, technische sowie touristische Themen. Zusätzlich gilt 
der Einsatz des ADAC der Förderung des Motorsports und des Tourismus sowie der Erhaltung, 
Pflege und Nutzung des kraftfahrttechnischen Kulturgutes, der Förderung der Luftrettung sowie 
der Wahrnehmung und Förderung der Interessen der Sportschifffahrt. Im Rahmen der Interessens-
vertretung setzt sich der ADAC für die Belange der Verkehrsteilnehmenden sowie für Fortschritte 
im Verkehrswesen unter Berücksichtigung des Umwelt- und Klimaschutzes ein. Der ADAC ist ein-
getragen im Lobbyregister des Deutschen Bundestags nach dem Lobbyregistergesetz, Register-
nummer: R002184. Die Interessensvertretung wird auf der Grundlage des Verhaltenskodex nach 
dem Lobbyregistergesetz und dem ADAC Verhaltenskodex Interessensvertretung betrieben. 

Der ADAC e. V. begrüßt den vorliegenden Gesetzentwurf zur Änderung des Brennstoffemissi-
onshandelsgesetzes. Die vorgesehene Fortführung des CO₂-Preiskorridors von 55 bis 65 Euro 
je Tonne im Jahr 2027 schafft wichtige Planungs- und Kostensicherheit für Verbraucher sowie 
Unternehmen und verhindert zusätzliche Belastungen in wirtschaftlich herausfordernden 
Zeiten von hohen Energie- und Lebenshaltungskosten. 

Ausgangslage 

Mit dem Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 
setzt die Bundesregierung die Entscheidung des Koalitionsausschusses vom 12. Mai 2026 um, den 
nationalen CO₂-Preis im Jahr 2027 auf dem Niveau von 2026 zu stabilisieren. Hintergrund ist die 
Verschiebung des europäischen Emissionshandelssystems für Gebäude und Verkehr (ETS II) auf 
das Jahr 2028. Statt eines automatischen Übergangs zu einem voraussichtlich deutlich höheren, 
an den EU-ETS-I-Preis gekoppelten CO₂-Preis soll 2027 weiterhin ein Preiskorridor von 55 bis 65 
Euro je Tonne CO₂ gelten. 
 

Alternativen für und Entlastung der Verbraucherinnen und Verbraucher 

Für den ADAC ist entscheidend, dass seine Mitglieder sowie Verbraucherinnen und Verbraucher 
Möglichkeiten haben, den CO2-Preis zu vermeiden oder entsprechend entlastet zu werden. 
Deshalb hat ein weiterer Anstieg des CO2-Preises nur dann Aussicht auf breite Akzeptanz bei Ver-
brauchern, wenn zuerst mehr bedürfnisgerechte Alternativen zu fossiler Energie und ausreichende 
Entlastungen vorhanden sind. Das ist bisher nicht der Fall. Dabei hat der ADAC insbesondere auch 
diejenigen im Blick, für die absehbar ein elektrisches Fahrzeug aus unterschiedlichen Gründen 
nicht in Betracht kommt und die deshalb weiterhin Bestandsfahrzeuge mit Verbrennungsmotor 
nutzen. 
 

Es wirkt bei vielen Menschen noch nach, dass bei der Einführung des CO2-Preises ein Klimageld in 
Aussicht gestellt wurde, das dann aber nicht umgesetzt wurde. Auch wenn mit der Erhöhung der 
Entfernungspauschale und dem neuen Förderprogramm für Elektrofahrzeuge wichtige Schritte ge-
macht wurden, sieht der ADAC die Verfügbarkeit und Bezahlbarkeit von CO2-armen alternativen 
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Mobilitätsangeboten sowie die Entlastung der Verbraucher noch nicht als ausreichend an. Vor die-
sem Hintergrund ist die Beibehaltung des aktuell geltenden Preiskorridors im Jahr 2027 zu begrü-
ßen.  
 

Im Referentenentwurf ist diese Anpassung allerdings nur für das Jahr 2027 vorgesehen. Sollte der 
Übergang in den europäischen Emissionshandel nicht zum Jahr 2028 erfolgen, ist davon auszuge-
hen, dass im kommenden Jahr eine erneute gesetzliche Befassung zur Höhe des nationalen CO2-
Preises nach 2027 erforderlich werden wird. 

Position des ADAC 

Der Gesetzentwurf greift eine zentrale Forderung des ADAC auf. Aus Sicht des Clubs ist es richtig, 
auf einen weiteren Anstieg des CO₂-Preises zu verzichten, solange bezahlbare klimafreundliche 
Alternativen und wirksame Entlastungen für die Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend verfüg-
bar sind.  
 

Der ADAC unterstützt die Zielsetzung des Klimaschutzes ausdrücklich. Für die gesellschaftliche 
Akzeptanz der Transformation bleibt jedoch entscheidend, dass Klimaschutz, soziale Ausgewo-
genheit und bezahlbare Mobilität gemeinsam gedacht werden. 
 
 
 
Kontakt: 
ADAC e.V. 
Büro Berlin 
Unter den Linden 38 
10117 Berlin 
E-Mail: buero-berlin@adac.de  
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